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Amtsblatt für den Landkreis Starnberg
Bekanntmachungen des Landratsamtes Starnberg

	▼ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 Satz 4 
Bayerische Bauordnung (BayBO)

	▼ Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007) des 
Landkreises Starnberg über die Festsetzung des MVV-
Gemeinschaftstarifs zum 01.01.2023 als Höchsttarif

	▼ Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im Sinne von 
Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007) des Landkreises 
Starnberg über die Festsetzung des 365-Euro-Ticket 
MVV für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende zum 
01.08.2023 als Höchsttarif

Bekanntmachungen der Wasserversorgung Feldafing 
Pöcking gKU

	▼ Lagebericht der Wasserversorgung Feldafing Pöcking 
gKU

	▼ Erste Änderung der Geschäftsordnung für den  
Verwaltungsrat des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens zur Trinkwasserversorgung der 
Gemeinden Feldafing und Pöcking, Anstalt des öffentli-
chen Rechts der Gemeinden Feldafing und Pöcking

	▼ Satzung zur vierten Änderung der Unternehmenssatzung 
des gemeinsamen Kommunalunternehmens zur 
Trinkwasserversorgung der Gemeinden Feldafing und 
Pöcking, Anstalt des öffentlichen Rechts der Gemeinden 
Feldafing und Pöcking

Bekanntmachungen des Landratsamtes Starnberg

	◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 Abs. 2 
Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 10.01.2023 die Baugenehmigung 
für den Neubau von Wohnungen mit Tiefgarage auf dem 
Grundstück FlNr. 1302/1, Gemarkung Herrsching, Gachen-
austraße 20, 82211 Herrsching an Frau Dr. med. Doris  
Wiese-Junginger erteilt. Öffentlichrechtlich geschützte 
nachbarliche Belange werden, soweit sie der behördlichen 
Prüfung unterliegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht

(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. Die Kla-
ge müssen Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München
(Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. Die Klage 
kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht München auch 
elektronisch nach Maßgabe der der Internetpräsenz der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entneh-
menden Bedingungen erhoben werden.

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten 
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen, ferner sollen Sie einen bestimmten An-
trag stellen und die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel angeben. Der Klageschrift sollen Sie die-
sen Bescheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in Ab-
lichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Kla-
geschrift für die übrigen Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 

ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen!

• Nähere Informationen zur elektronischen Klageerhebung 
sind der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen.

• Ab dem 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einrei-
chen.

• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Zustel-
lung des Bescheides mit dem Tag der Bekanntmachung als 
bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im Landratsamt 
Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheriger telefonischer An-
meldung unter 08151/148-77456 im Zimmer OG.209 einge-
sehen werden.

	◆ Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007) des 
Landkreises Starnberg über die Festsetzung des MVV-
Gemeinschaftstarifs zum 01.01.2023 als Höchsttarif

Hintergrund

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund  
GmbH haben beschlossen, die zunächst zum 15. Dezem-
ber 2019 beschlossene Tarifreform im Münchener Verkehrs- 
und Tarifverbund (MVV) fortzuführen. Ausgangspunkt der 
Überlegungen zu einer Tarifreform war die seit Jahrzehnten 
nachhaltig von verschiedensten Seiten vorgebrachte Kritik, 
dass der MVV-Gemeinschaftstarif zu kompliziert sei. Daher 
war es Ziel der Reform, bei hinreichender Ergiebigkeit den 
MVV-Gemeinschaftstarif stark zu vereinfachen und gerech-
ter zu gestalten. Im Rahmen der Reform wurde ein „Sie-
ben-Zonen-Modell“ gewählt. Dieses Modell ist die Basis der 
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Raumbetrachtung für nahezu alle Ticketsorten. Zudem wur-
den Preissprünge abgebaut und verbundweit einheitliche 
Zeitfahrkarten für bestimmte Personengruppen (z.B. Sozialti-
cket) eingeführt.

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München so-
wie die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, 
Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und 
Starnberg stellen weiterhin eine angemessene Finanzierung 
sinkender Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die 
aus der Festsetzung der Tarife gemäß der Tarifreform resul-
tieren, sicher.

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Minderein-
nahmen im MVV-Gemeinschaftstarif wie bisher sicherzu-
stellen, werden als Grundlage für die Ausreichung der Aus-
gleichsleistungen an die Verkehrsunternehmen von den Auf-
gabenträgern im MVV für ihr jeweiliges Zuständigkeitsgebiet 
jeweils eine Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 
2 VO (EG) 1370/2007  in Form einer Allgemeinverfügung er-
lassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichs-
betrages und die Durchführung des Finanztransfers gegen-
über den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die 
Münchner Verkehrs- und Tarifverbund GmbH (MVV GmbH) 
auf Basis der Finanzierungsrichtlinie „Tarifreform 2019“, die 
als Anlage 2 Bestandteil dieser Allgemeinverfügung ist und 
von der Gesellschafterversammlung der MVV Tarifverbund 
GmbH am 05.07.2019 beschlossen und am 16.09.2022 fort-
geschrieben wurde.

Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeför-
derungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2 VO 
(EG) 1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) er-
lässt der Landkreis Starnberg im Anschluss zur Allgemein-
verfügung vom 21. August 2019 die nachstehende Allge-
meinverfügung, durch die die Festsetzung der Tarife gemäß 
der „Tarifreform 2019“ verlängert wird:

Allgemeinverfügung:
1. Der MVV-Gemeinschaftstarif nach Tarifreform gemäß 

Anlage 1 wird im allgemeinen öffentlichen Personennah-
verkehr gemäß Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG auf dem 
Gebiet des Landkreises Starnberg ab dem 01.01.2023 
als Höchsttarif für alle Fahrgäste im Sinne von Art. 3 
Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 festgesetzt. Die hiermit ver-
bundene gemeinwirtschaftliche Verpflichtung umfasst 
die Beförderung von Fahrgästen im gegenüber der bis 
zum 15.12.2019 geltenden Fassung des MVV-Gemein-
schaftstarifs (veröffentlicht am 23.10.2017) reformierten 
MVV-Gemeinschaftstarif. Der sachliche und geografi-
sche Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung ist das 
Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Starnberg in Bezug 
auf Verkehrsleistungen im allgemeinen ÖPNV, für die der 
MVV-Gemeinschaftstarif nach Tarifreform Anwendung 
findet. Das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Starn-
berg umfasst sein geografisches Gebiet.

2. Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser All-
gemeinverfügung den Höchsttarif anwenden, haben ab 

dem 01.01.2023 einen Anspruch auf Ausgleichsleistun-
gen für die spezifischen finanziellen Nachteile, die den 
Verkehrsunternehmen aus der Tarifreform erwachsen. 
Die Höhe der Ausgleichsleistungen richtet sich nach der 
Finanzierungsrichtlinie „Tarifreform 2019“ der MVV Gm-
bH (Anlage 2). Die Ausgleichsleistung je Verkehrsunter-
nehmen ist auf den Betrag beschränkt, der dem finanzi-
ellen Nettoeffekt im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs der 
VO (EG) 1370/2007 aufgrund der Einhaltung der Tarif-
pflicht nach Ziffer 1 entspricht.

3. Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen 
Nettoeffekt der Summe aller positiven und negativen 
Auswirkungen der Erfüllung der gegenständlichen ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunter-
nehmens bezogen auf die Einhaltung der Tarifpflicht ge-
mäß Ziffer 1 nicht übersteigen. Die Verkehrsunterneh-
men sind verpflichtet, jährlich einen Nachweis darüber zu 
führen, dass die empfangenen Ausgleichsleistungen zu 
keiner Überkompensation im Sinne von Art. 4 und Art. 6 
Abs.1 i.V.m. dem Anhang der VO (EG) 1370/2007 geführt 
haben. Das Verfahren zur Nachweisführung richtet sich 
nach Maßgabe der Finanzierungsrichtlinie „Tarifreform 
2019“ der MVV GmbH in der jeweils gültigen Fassung 
(Anlage 2).

4. Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, 
die Landeshauptstadt München, die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg) stel-
len gemeinsam zur Finanzierung des Ausgleichs nach 
Ziff. 2 aller Allgemeinverfügungen einen jährlichen Ge-
samtausgleichsbetrag zur Verfügung, dessen Gesamthö-
he sich aus der Finanzierungsrichtlinie ergibt und in Ab-
hängigkeit von etwaigen Verbundraumerweiterungen 
steht. Die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, 
Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, Mün-
chen und Starnberg stellen gemeinsam vom Gesamt-
ausgleichsbetrag einen anteiligen Finanzierungsbetrag 
an der Gesamtfinanzierung der Tarifreform in Höhe von 
maximal 9,375 Mio. € p.a. zur Verfügung. Die Verteilung 
dieses Betrages auf die Landkreise erfolgt zu 50 % nach 
der pauschalierten Wagenkilometerleistung sowie zu 50 % 
aus den Bruttoeinnahmen (Verteilungsschema gemäß 
Anlage 3). Im Falle einer Verbundraumerweiterung er-
höht sich der anteilige Finanzierungsbetrag der Verbund-
landkreise und der maximale Ausgleichsbetrag nach An-
lage 3 um den jeweils zusätzlich zur Verfügung gestell-
ten Finanzierungsbetrag der beigetretenen Aufgabenträ-
ger. Der Landkreis Starnberg geht davon aus, dass der 
Gesamtausgleichsbetrag ausreicht, um den Verkehrsun-
ternehmen einen angemessenen Ausgleich für die spe-
zifischen Nachteile aus der Einhaltung der Tarifpflicht zu 
gewähren und die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbrin-
gung der Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) 
VO (EG) 1370/2007 zu sichern. Sollte sich während der 
Geltungszeit dieser Allgemeinverfügung zeigen, dass der 
Gesamtausgleichsbetrag hierfür nicht ausreicht, wird der 
Landkreis Starnberg gemeinsam mit den übrigen Aufga-
benträgern im MVV geeignete Maßnahmen (bspw. An-
passung der Allgemeinverfügung, der Tarifreform oder 
des Gesamtausgleichsbetrags) prüfen, wie er der vorge-
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nannten Zielsetzung gerecht werden kann. Gleiches gilt 
entsprechend bei einer Verbundraumerweiterung des 
MVV während der Geltungszeit dieser Allgemeinverfü-
gung. In diesem Fall wird der Landkreis Starnberg ge-
meinsam mit den übrigen Aufgabenträgern im MVV da-
rauf hinwirken, dass auch neu hinzutretende Aufgaben-
träger eine gleichlautende Allgemeinverfügung erlassen 
und dass die „Finanzierungsrichtlinie Tarifreform 2019“ 
fortgeschrieben wird.

5. Die objektive und transparente Aufstellung der Para-
meter, anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet 
wird, die operative Abwicklung der Ausreichung der Aus-
gleichsleistungen, die Führung von Nachweisen durch 
die Verkehrsunternehmen und die Rückforderung von 
Ausgleichleistungen unter Einbindung der MVV GmbH 
richtet sich nach der Finanzierungsrichtlinie „Tarifreform 
2019“ der MVV GmbH (Anlage 2). 

6. Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröf-
fentlichung im Amtsblatt des Landkreises Starnberg be-
kanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG). Die 
Verpflichtung nach Ziffer 1 tritt zum 01.01.2023 Kraft.

7. Diese Allgemeinverfügung tritt am 31.12.2023 außer 
Kraft. Sie kann durch Allgemeinverfügung verlängert,  
geändert oder aufgehoben werden. Der Landkreis Starn-
berg wird gemeinsam mit den anderen Aufgabenträgern 
im MVV bis zum 30.06.2023 über eine Nachfolgerege-
lung dieser Allgemeinverfügung befinden bzw. die er-
forderlichen Maßnahmen ergreifen, um auch nach dem 
31.12.2023 eine nachhaltige Erbringung der Verkehrsleis-
tung durch die Verkehrsunternehmen unter Geltung des 
MVV-Gemeinschaftstarifs sicherzustellen.

8. Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser  
 Allgemeinverfügung: 

Anlage 1: MVV-Gemeinschaftstarif nach Tarifreform 
als Höchsttarif. Der MVV-Gemeinschaftstarif wird in 
Bezug auf die Entgelttabellen im Rahmen der regu-
lären jährlichen Tarifanpassung fortgeschrieben. Die 
jeweils gültige Fassung ist abrufbar unter  
https://www.mvv-muenchen.de/tickets/tarifstruktur/
befoerderungsbedingungen/index.html

Anlage 2: Die Finanzierungsrichtlinie „Tarifreform 
2019“ der MVV GmbH vom 05.07.2019 inklusive der 
dazugehörigen Anhänge 1 bis 5, sowie die Anlage 3  
Verteilungsschema sind abrufbar unter  
https://lk-starnberg.de/avmvvgemeinschaftstarif

Fortschreibungen und Änderungen an der Anlage 2 werden 
als Änderung dieser Allgemeinverfügung nach Art. 41 Abs. 
4 BayVwVfG öffentlich bekannt gegeben. 

Gründe:

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshaupt-
stadt München sowie die Kreistage der Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, 
Fürstenfeldbruck, München und Starnberg haben der Um-

setzung der Tarifreform zugestimmt. Da die Umsetzung der 
Tarifreform nach den Prognosen der Gutachter, die die Ta-
rifreform begleitet haben, zu kalkulatorischen Mindereinnah-
men von bis zu 65,5 Mio. € p.a. (+/- 7 Mio. € p.a. Schwan-
kungsbreite wegen Elastizitäts- und Stichprobenrisiken) füh-
ren kann und somit nicht ohne Ausgleichsleistungen mög-
lich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG), haben der Freistaat 
Bayern, der Stadtrat der Landeshauptstadt München so-
wie die Kreistage der Landkreise Bad Tölz-Wolfratshau-
sen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, 
München und Starnberg beschlossen, den betroffenen Ver-
kehrsunternehmen hierfür einen wirtschaftlichen Ausgleich 
bis zu einer Höhe von maximal 72,5 Mio. € p.a. ab dem 
15.12.2019 zu gewähren. Die Höhe des jeweils aktuellen 
Gesamtausgleichsbetrages ergibt sich aus der jeweils aktu-
ellen Finanzierungsrichtlinie.

Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Aus-
gleichsleistungen an die Verbundverkehrsunternehmen im 
MVV erlässt der Landkreis Starnberg in seiner Funktion als 
Aufgabenträger für den allgemeinen ÖPNV gemäß Art. 8 
Abs. 1 BayÖPNVG und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zu-
ständige Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in sei-
nem sachlichen und räumlichen Zuständigkeitsbereich ge-
mäß § 8a Abs. 1 Satz 2 PBefG i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/2007 eine Allgemeine Vorschrift in Form einer Allge-
meinverfügung über die Festsetzung des MVV-Gemein-
schaftstarif als Höchsttarif für alle Fahrgäste.

Der Landkreis Starnberg beachtet die Vorgaben des Rechts 
der Europäischen Union VO (EG) 1370/2007 durch eine 
transparente und diskriminierungsfreie Ausreichung der  
Mittel an die Verkehrsunternehmen und eine auf den fi-
nanziellen Nettoeffekt aus der Erfüllung der Tarifpflicht be-
schränkte Gewährung von Ausgleichsleistungen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht in München, Postfach 20 05 43, 80005 
München, Bayerstraße 30 erhoben werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist 
das Verwaltungsgericht München in 80335 München,  
Bayerstraße 30, örtlich zuständig.

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbe-
helfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Perso-
nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den  
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine  
Verfahrensgebühr fällig.
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	◆ Allgemeinverfügung (Allgemeine Vorschrift im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007) des 
Landkreises Starnberg über die Festsetzung des 
365-Euro-Ticket MVV für Schülerinnen, Schüler und 
Auszubildende zum 01.08.2023 als Höchsttarif

Hintergrund

Die Gremien der Münchner Verkehrs- und Tarifverbund 
GmbH (MVV GmbH) haben beschlossen, das zum 01. Au-
gust 2020 im Münchner Verkehrs- und Tarifverbund (MVV) 
für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende eingeführte 
365-Euro-Ticket MVV mit verbundweiter Gültigkeit als Jah-
resticket ab dem 01.08.2023 als Höchsttarif fortzuführen. 
Ausgangspunkt der Überlegungen für dieses neue Angebot 
war den Schülern und Auszubildenden ein preisgünstiges 
Angebot anzubieten, um zum einen diese Zielgruppe früh-
zeitig an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) her-
anzuführen und zum anderen die Umwelt in Bezug auf den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) zu entlasten. 

Der Freistaat Bayern, die Landeshauptstadt München so-
wie die Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, 
Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und 
Starnberg stellen weiterhin eine angemessene Finanzierung 
sinkender Fahrgelderlöse im MVV-Gemeinschaftstarif, die 
aus der Festsetzung des 365-Euro-Ticket MVV als Höchst-
tarif resultieren, sicher. 

Um die europarechtskonforme Finanzierung der Minderein-
nahmen im MVV-Gemeinschaftstarif wie bisher sicherzustel-
len, werden als Grundlage für die Ausreichung der Ausgleichs-
leistungen an die Verkehrsunternehmen von den Aufgabenträ-
gern im MVV für ihr jeweiliges Zuständigkeitsgebiet jeweils ei-
ne Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/2007  in Form einer Allgemeinverfügung erlassen.

Die operative Abwicklung, die Berechnung des Ausgleichs-
betrages und die Durchführung des Finanztransfers gegen-
über den Verkehrsunternehmen im MVV erfolgt über die 
MVV GmbH auf Basis der „Finanzierungsrichtlinie  
365-Euro-Ticket MVV“, die als Anlage 2 Bestandteil die-
ser Allgemeinverfügung ist und von der Gesellschafterver-
sammlung der MVV GmbH am 12. Mai 2020 beschlossen 
und am 16. September 2022 fortgeschrieben wurde.

Auf der Grundlage von § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeför-
derungsgesetz (PBefG) in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2 VO 
(EG) 1370/2007 und Art. 8 Abs. 2 des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayÖPNVG) er-
lässt der Landkreis Starnberg im Anschluss zur Allgemein-
verfügung vom 03. Juni 2020 die nachstehende Allgemein-
verfügung, durch die die Festsetzung des 365-Euro-Tickets 
MVV für Schülerinnen, Schüler und Auszubildende verlän-
gert wird:

Allgemeinverfügung:
1. Das 365-Euro-Ticket MVV gemäß Anlage 1 wird im all-

gemeinen öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ge-
mäß Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayÖPNVG zum 01. August 
2023 als Höchsttarif für alle Auszubildenden im Sin-
ne der Definition der bezugsberechtigten Personen des 

365-Euro-Ticket MVV in Anlage 1 (im Folgenden Auszu-
bildende genannt) im Sinne von Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 
1370/2007 festgesetzt. Die hiermit verbundene gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung umfasst die Beförderung 
von Auszubildenden im gegenüber der bis zum 31. Juli 
2020 geltenden Fassung des MVV-Gemeinschaftstarifs 
(veröffentlicht am 14. August 2019) geänderten MVV-Ge-
meinschaftstarif. Der sachliche und geografische Gel-
tungsbereich dieser Allgemeinverfügung ist das Zustän-
digkeitsgebiet des Landkreises Starnberg in Bezug auf 
Verkehrsleistungen im allgemeinen ÖPNV, für die der 
MVV-Gemeinschaftstarif nach Einführung des  
365-Euro-Ticket MVV Anwendung findet. Das Zuständig-
keitsgebiet des Landkreises Starnberg umfasst sein geo-
grafisches Gebiet.

2. Verkehrsunternehmen, die im geografischen Geltungs-
gebiet des MVV-Gemeinschaftstarifs Verkehrsleistungen 
im SPNV erbringen und den Höchsttarif anwenden, ha-
ben ab dem 01. August 2023 einen Anspruch auf Aus-
gleichsleistungen für die spezifischen finanziellen Nach-
teile, die den Verkehrsunternehmen aus der Festsetzung 
des 365-Euro-Ticket MVV als Höchsttarif erwachsen. 
Die Höhe der Ausgleichsleistungen richtet sich nach der 
Finanzierungsrichtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV 
GmbH (Anlage 2). Die Ausgleichsleistung je Verkehrsun-
ternehmen ist auf den Betrag beschränkt, der dem finan-
ziellen Nettoeffekt im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs 
der VO (EG) 1370/2007 aufgrund der Einhaltung der Ta-
rifpflicht nach Ziffer 1 entspricht. 

3. Die Höhe der Ausgleichsleistung darf den finanziellen 
Nettoeffekt der Summe aller positiven und negativen 
Auswirkungen der Erfüllung der gegenständlichen ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtung des Verkehrsunter-
nehmens bezogen auf die Einhaltung der Tarifpflicht ge-
mäß Ziffer 1 nicht übersteigen. Die Verkehrsunterneh-
men sind verpflichtet, jährlich einen Nachweis darüber 
zu führen, dass die empfangenen Ausgleichsleistungen 
zu keiner Überkompensation im Sinne von Art. 4 und 
Art. 6 Abs.1 in Verbindung mit dem Anhang der VO (EG) 
1370/2007 geführt haben. Das Verfahren zur Nachweis-
führung richtet sich nach Maßgabe der Finanzierungs-
richtlinie „365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH in der 
jeweils gültigen Fassung (Anlage 2). 

4. Die Aufgabenträger im MVV (der Freistaat Bayern, 
die Landeshauptstadt München, die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Frei-
sing, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg) stellen 
gemeinsam zur Finanzierung des Ausgleichs nach Ziffer 
2 aller Allgemeinverfügungen einen Gesamtausgleichsbe-
trag zur Verfügung, der entsprechend der Finanzierungs-
richtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) fortgeschrieben 
wird und in Abhängigkeit von etwaigen Verbundraumer-
weiterungen steht; Details sind der Anlage 2 zu entneh-
men. Die Landeshauptstadt München, die Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, 
Fürstenfeldbruck, München und Starnberg stellen hiervon 
insgesamt einen anteiligen Finanzierungsbetrag in Höhe 
von einem Drittel an der Gesamtfinanzierung (Fortschrei-
bung entsprechend Anlage 2) zur Verfügung. Die Vertei-
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lung dieses Betrages auf die Landeshauptstadt München 
und die Landkreise erfolgt nach Maßgabe der Finanzie-
rungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2). Der Land-
kreis Starnberg geht davon aus, dass der Gesamtaus-
gleichsbetrag ausreicht, um den Verkehrsunternehmen ei-
nen angemessenen Ausgleich für die spezifischen Nach-
teile im MVV aus der Einhaltung der Tarifpflicht zu gewäh-
ren und die finanzielle Nachhaltigkeit der Erbringung der 
Verkehrsleistung im Sinne von Art. 2a Abs. 2 b) VO (EG) 
1370/2007 zu sichern. Sollte sich während der Geltungs-
zeit dieser Allgemeinverfügung zeigen, dass der Gesamt-
ausgleichsbetrag hierfür nicht ausreicht, wird der Land-
kreis Starnberg gemeinsam mit den übrigen Aufgabenträ-
gern im MVV geeignete Maßnahmen (beispielsweise ei-
ne Anpassung der Allgemeinverfügung oder des Gesamt-
ausgleichsbetrags) prüfen, wie er der vorgenannten Ziel-
setzung gerecht werden kann. Gleiches gilt entsprechend 
bei einer Verbundraumerweiterung des MVV während der 
Geltungszeit dieser Allgemeinverfügung. In diesem Fall 
wird der Landkreis Starnberg gemeinsam mit den übrigen 
Aufgabenträgern im MVV darauf hinwirken, dass auch 
neu hinzutretende Aufgabenträger eine gleichlautende All-
gemeinverfügung erlassen und dass die „Finanzierungs-
richtlinie 365-Euro-Ticket MVV“ fortgeschrieben wird.

5. Die objektive und transparente Aufstellung der Para-
meter, anhand derer die Ausgleichsleistung berechnet 
wird, die operative Abwicklung der Ausreichung der Aus-
gleichsleistungen, die Führung von Nachweisen durch 
die Verkehrsunternehmen und die Rückforderung von 
Ausgleichleistungen unter Einbindung der MVV GmbH 
richten sich nach der „Finanzierungsrichtlinie  
365-Euro-Ticket MVV“ der MVV GmbH (Anlage 2).

6. Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der Veröf-
fentlichung im Amtsblatt des Landkreises Starnberg be-
kanntgegeben (Art. 41 Abs. 4 Satz 4 Bayerisches Verwal-
tungsverfahrensgesetz). Die Verpflichtung nach Ziffer 1 
tritt zum 01. August 2023 in Kraft. 

7. Diese Allgemeinverfügung tritt am 31. Juli 2025 außer 
Kraft. Sie kann durch Allgemeinverfügung verlängert, ge-
ändert oder aufgehoben werden. Der Landkreis Starn-
berg wird gemeinsam mit den anderen Aufgabenträgern 
im MVV bis zum 31. Dezember 2024 über eine Nachfol-
geregelung dieser Allgemeinverfügung befinden bzw. 
die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um auch nach 
dem 31. Juli 2025 eine nachhaltige Erbringung der Ver-
kehrsleistung durch die Verkehrsunternehmen unter Gel-
tung des MVV-Gemeinschaftstarifs sicherzustellen. 

8. Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Allgemeinverfügung:

Anlage 1: Tarifbestimmungen für das 365-Euro-Ticket 
MVV. 

Anlage 2: Finanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket 
MVV. 

Die Tarifbestimmungen, sowie die Finanzierungsrichtlinie 
inklusive ihrer drei Anhänge können 

unter dem Link https://lk-starnberg.de/av365euroticket2023 
abgerufen werden.

Fortschreibungen und Änderungen an der Anlage 2 werden 
als Änderung dieser Allgemeinverfügung nach Art. 41 Abs. 
4 BayVwVfG öffentlich bekannt gegeben.

Gründe:

Der Freistaat Bayern, der Stadtrat der Landeshaupt-
stadt München sowie die Kreistage der Landkreise Bad 
Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, Erding, Freising, 
Fürstenfeldbruck, München und Starnberg haben der Ein-
führung des 365-Euro-Ticket MVV zugestimmt. Da die Um-
setzung dieses neuen Angebotes nach den Prognosen der 
MVV GmbH, zu kalkulatorischen Mindereinnahmen von bis 
zu 30 Millionen pro Jahr (Fortschreibung entsprechend An-
lage 2) führen kann und somit nicht ohne Ausgleichsleistun-
gen möglich ist (vgl. § 8a Abs. 1 Satz 2 Personenbeförde-
rungsgesetz (PBefG)), haben der Freistaat Bayern, der Stadt-
rat der Landeshauptstadt München sowie die Kreistage der 
Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Ebersberg, 
Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München und Starnberg 
beschlossen, den betroffenen Verkehrsunternehmen hierfür 
ab dem 1. August 2020 einen wirtschaftlichen Ausgleich bis 
zu einer Höhe von 30 Millionen Euro pro Jahr zu gewähren, 
der Betrag von 30 Millionen Euro wird entsprechend der Fi-
nanzierungsrichtlinie 365-Euro-Ticket MVV (Anlage 2) fort-
geschrieben. Die Höhe des jeweils aktuellen Gesamtaus-
gleichsbetrages ergibt sich aus der jeweils aktuellen Finan-
zierungsrichtlinie.

Als rechtliche Grundlage für die Ausreichung der Aus-
gleichsleistungen an die Verbundverkehrsunternehmen im 
MVV erlässt der Landkreis Starnberg in seiner Funktion als 
Aufgabenträger für den allgemeinen ÖPNV gemäß Art. 8 
Abs. 1 BayÖPNVG und gemäß Art. 8 Abs. 2 BayÖPNVG zu-
ständige Behörde im Sinne der VO (EG) 1370/2007 in sei-
nem sachlichen und räumlichen Zuständigkeitsbereich ge-
mäß Art. 8a Abs. 2 i.V.m. Art. 3 Abs. 2 VO (EG) 1370/2007 
eine Allgemeine Vorschrift in Form einer Allgemeinverfü-
gung über die Festsetzung des MVV-Gemeinschaftstarif als 
Höchsttarif für alle Auszubildenden. Die gemeinwirtschaftli-
che Verpflichtung geht über die in § 45a PBefG enthaltene 
gemeinwirtschaftliche Verpflichtung hinaus und im Rahmen 
des Ausgleichsverfahrens wird eine Doppelfinanzierung auf-
grund Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG und nach die-
ser Allgemeinverfügung vermieden.

Er beachtet die Vorgaben des Rechts der Europäischen Uni-
on nach Maßgabe der VO (EG) 1370/2007 durch eine trans-
parente und diskriminierungsfreie Ausreichung der Mittel an 
die Verkehrsunternehmen und eine auf den finanziellen Net-
toeffekt aus der Erfüllung der Tarifpflicht beschränkte Ge-
währung von Ausgleichsleistungen. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in München,  
Postfach 20 05 43, 80005 München 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
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Für Kläger ohne Sitz oder Wohnsitz im Freistaat Bayern ist 
das Verwaltungsgericht München in 80335 München,  
Bayerstraße 30, örtlich zuständig.

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbe-
helfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Perso-
nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den  
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine  
Verfahrensgebühr fällig.

Bekanntmachungen der Wasserversorgung Feldafing 
Pöcking gKU

	◆ Lagebericht der Wasserversorgung Feldafing 
Pöcking gKU

Der Lagebericht für 2022 (erstellt im August 2022) kann in-
nerhalb der allgemeinen Öffnungszeiten von 9.00-12.00 Uhr 
in den Büroräumen in Feldafing, Possenhofener Str.5 einge-
sehen werden.

Feldafing, der 10.01.2023

Wasserversorgung Feldafing Pöcking gKU
Yvonne Kolbe, Vorständin

	◆ Erste Änderung der Geschäftsordnung 
für den Verwaltungsrat des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens zur Trinkwasserversorgung 
der Gemeinden Feldafing und Pöcking, Anstalt des 
öffentlichen Rechts der Gemeinden Feldafing und 
Pöcking

vom 28.11.2022

Die Geschäftsordnung wird unter Ziffer 1 (1) Satz 2 wie folgt 
neu gefasst: 

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrats wählen (alle drei 
Jahre) unter den Bürgermeistern der Trägergemeinden 
einen Verwaltungsratsvorsitzenden. Die 1. Wahl findet 
zum 01.05.2023 statt.

Die Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.12.2022  
in Kraft.

Feldafing, den 28.11.2022

Yvonne Kolbe, Vorständin
Bernhard Sontheim, Verwaltungsratsvorsitzender

	◆ Satzung zur vierten Änderung der 
Unternehmenssatzung des gemeinsamen 
Kommunalunternehmens zur Trinkwasserversorgung 
der Gemeinden Feldafing und Pöcking, Anstalt des 
öffentlichen Rechts der Gemeinden Feldafing und 
Pöcking

vom 09.12.2022

Aufgrund von Art. 49 und Art. 50 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt das ge-
meinsamen Kommunalunternehmen zur Trinkwasserversor-
gung der Gemeinden Feldafing und Pöcking, Anstalt des öf-
fentlichen Rechts der Gemeinden Feldafing und Pöcking fol-
gende Satzung zur vierten Änderung der Unternehmenssat-
zung vom 20.07.2020, bekannt gemacht im Amtsblatt des 
Landkreis Starnberg Nr. 30 vom 29.07.2020:

§ 1 ÄNDERUNGEN

Die Unternehmenssatzung des gemeinsamen Kommunal-
unternehmens zur Trinkwasserversorgung der Gemeinden 
Feldafing und Pöcking vom 20.07.2020 (Amtsblatt für den 
Landkreis Starnberg Nr. 30 vom 29.07.2020), wird wie folgt 
geändert:

 § 9 Abs.3 und 4 werden wie folgt neu gefasst:

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats wählen (alle drei 
Jahre) unter den Bürgermeistern der Trägergemeinden 
einen Verwaltungsratsvorsitzenden. Die 1. Wahl findet 
zum 01.05.2023 statt.

(4) Stellvertreter des Verwaltungsratsvorsitzenden ist 
jeweils der erste Bürgermeister der Trägergemeinde, 
der nicht zum Vorsitzenden gewählt wurde.

§ 2 INKRAFTTRETEN

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Feldafing, den 09.12.2022

Yvonne Kolbe, Vorständin
Bernhard Sontheim, Verwaltungsratsvorsitzender
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